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Mal wieder
Orwell lesen
DerGrosse Rat hat das Polizei-
gesetz zur Überarbeitung an
die zuständige Kommission
zurückgeschickt. Das ist die
Chance, demThurgau die
Blamage zu ersparen, in die
sein Parlament ihn umein
Haar geritten hätte.

Konkret: Die umstrittenen
Durchsuchungskompetenzen
für Liegenschaften undmobile
Gerätemüssen aus demPoli-
zeigesetz gestrichenwerden.
Und es reicht nicht, irgendwel-
che Kompromisse oder
schwammige Formulierungen
einzubauen. Die Polizei
braucht deutlicheGrenzen –
auch zu ihrem eigenenWohl.
Es geht hier nicht darum, ob
man unseren Polizistinnen und
Polizisten Augenmass und
gesundenMenschenverstand
zutraut.Mit diesemArgument
könnteman der Polizei gleich
alle Kompetenzen einräumen.

Daswollenwir eben nicht.Wir
wollen den unbescholtenen
Bürger vor demStaat schützen.
Ebensowenig, wiewir wollen,
dass die Polizei ohneDurchsu-
chungsbefehl unserHaus
betreten kann, sowollenwir
auch nicht, dass sie ohne
begründeten Verdacht unser
Mobiltelefon oder einHotel-
zimmer untersuchen darf.
Auchwenn diemeisten von
uns nichts zu verbergen haben,
die Privatsphäre ist heilig.

EineMehrheit imGrossenRat
ist bisher sehr leichtfertigmit
diesemGrundrecht umgegan-
gen. Es ist zu hoffen, dass nicht
nur das übergeordnete Bun-
desrecht zur Einsicht führt,
sondern dass auch die Sensibi-
lität für die Privatsphäre der
Menschenwächst.Wo diese
fehlt, müsste vielleichtmal
wiederGeorgeOrwells
«1984», der Roman über einen
Überwachungsstaat, als
Pflichtlektüre verordnet wer-
den, bevor dasGesetz ins
Parlament zurückkommt.

Es besteht nun dieMöglich-
keit, die Fehler auszumerzen
und dabei einigermassen das
Gesicht zuwahren.Hoffentlich
wird diese genutzt.

David Angst
david.angst@chmedia.ch

Kein Anschluss für Handyparagraf
Darf die Polizei Handys durchsuchen? Kommissionmuss bei umstrittenemGesetz nochmals über die Bücher.

Christian Kamm

Seit der Thurgauer Grosse Rat
in erster Lesung mit knapper
Mehrheit beschlossen hat, die
Polizei ohnekonkreteHinweise
Handys und Hotelzimmer
durchsuchen zu lassen, ist bei
der Beratung des neuen kanto-
nalen Polizeigesetzes Feuer im
Dach.DieKritiker sprechenvon
einem «Schnüffelstaat Thur-
gau», der Einzug halte.

Schon vor drei Wochen, an-
lässlichder letztenGrossratssit-
zung, hatte sich abgezeichnet,
wie es in der Angelegenheit des
mutmasslichen «Schnüffel-
staats»weitergehenwürde:Ball
zurück ins Feld der vorberaten-
denKommission.Diese soll sich
nochmals mit den drei umstrit-
tenen Paragrafen beschäftigen
und versuchen, sie «bundes-
rechtskonform»auszugestalten.
An der Sitzung vom Mittwoch
hatdasParlamentanlässlichder
zweiten Lesung diese Rückwei-
sungmit 125Stimmenbeschlos-
sen, ohne Gegenstimme und
Enthaltung.

DenSteinderWeisen
finden
Der Antrag stammte aus den
Reihen der SVP-Fraktion. Das
ist nicht ohne Symbolik bezie-
hungsweise Ironie.Denneswar
mit Kantonsrat Pascal Schmid
(Weinfelden) einMitgliedeben-
dieserSVP-Fraktion,der zusam-
menmitMitte-KantonsratFranz
Eugster (Bischofszell) eine
knappe Ratsmehrheit dafür ge-
winnenkonnte,denHandypara-
grafen in leicht modifizierter
Form wieder ins Gesetz zu
schreiben. Nachdem die ur-
sprüngliche Fassung der Regie-
rung von der vorberatenden
Kommission − notabene ein-

stimmig − herausgestrichen
wordenwar.Nunalso ist eswie-
derum an der vorberatenden
Kommission, doch noch den
SteinderWeisen indieserAnge-
legenheit zu finden.

Nichtglücklich, aber
trotzdemdafür
Amschwersten tat sichdieFDP-
Fraktion mit dem Rückwei-
sungsentscheid.«Wir sindnicht
glücklich, stimmen aber trotz-
dem zu», sagte Fraktionschef
Anders Stokholm (Frauenfeld).
Die Freisinnigen haben in den

vergangenenWochen am deut-
lichsten Stellung gegen die um-
strittenen Paragrafen bezogen.
Undmit einem aus eigener Ini-
tiative inAuftraggegebenKurz-
gutachtenauch fundiert auf eine
fehlendeVereinbarkeitmit dem
Bundesrecht verwiesen.

Das stiess auchamMittwoch
SVP-Sprecherin Aline Inder-
gand (Altnau) nochmals sauer
auf. Es sei nicht Aufgabe einer
Fraktion, Rechtsgutachten in
Auftrag zu gegeben, nochweni-
ger, damitEntscheidedesGros-
senRatsbeeinflussenzuwollen,

kritisierte Indergand. Stokholm
konterte, dass es exakt diesem
Gutachten zu verdanken sei,
«dasswir jetzt überhaupt andie-
semPunkt sind».

Von den meisten anderen
FraktionengabesDankoder zu-
mindest Anerkennung für das
Vorgehen der FDP. Und sämtli-
cheFraktionssprecherinnenund
-sprecher plädierten in der Fol-
ge für Rückweisung an die vor-
beratende Kommission. Mit
«sehr kleinen Erwartungen»
(Anders Stokholm) bis hin zur
Überzeugung, dass es «an der

Zeit ist, dassderGrosseRatdie-
ses Geschäft wieder über-
nimmt» und nicht den Medien
überlässt, dasGesetz zuberaten
(IwanWüst, EDUTuttwil).

Es gehe es um Grundsätzli-
ches, betonte Sandra Reinhart
(Amriswil), Fraktionschefin der
Grünen:Wieviel SchutzdieBür-
ger vordemStaatbrauchenwür-
den beziehungsweise wie viel
Schutz der Staat umgekehrt vor
den Bürgern. «Das sind offene
Fragen, denen die Kommission
bis anhin zu wenig Beachtung
geschenkt hat.»

FingierteHandykontrolle: Demonstrantenmachten vor demRathaus Frauenfeld auf umstritteneParagrafen imneuen Thurgauer Polizeigesetz
aufmerksam. Bild: Andrea Tina Stalder

Kita-Gutscheine für Eltern
Der ThurgauerGrosse Rat überweist eineMotion zur Einführung
von Betreuungsgutschriften für Kindertagesstätten.

ThomasWunderlin

Mit 102 Ja gegen 14 Nein bei 2
Enthaltungen hat der Thurgau-
er Grosse Rat eine Motion zur
EinführungvonBetreuungsgut-
schriften fürKindertagesstätten
(Kita) für erheblich erklärt.
Wenn der Regierungsrat die
Botschaft ausgearbeitet hat,
wird der Grosse Rat nochmals
über alle Details diskutieren
können, stellte Erziehungsdi-
rektorin Monika Knill (SVP) in
Aussicht. Dann sollte auch klar
sein, wie die geplante familien-
ergänzende Kinderbetreuung
des Bundes aussieht.

KantonundGemeinden sol-
lenElternGutscheine abgeben,
um eine Kita ihrer Wahl zu be-
zahlen. Diese Form der Unter-
stützung wird als subjektorien-
tiert bezeichnet – im Unter-
schied zur objektorientierten
Unterstützung,diebeispielswei-
se direkt an eine Kita geht. Das
lückenhafte Angebot an fami-
lien-undschulergänzenderKin-

derbetreuung soll so verbessert
werden. Damit werde eine bes-
sere Vereinbarkeit von Familie
und Beruf ermöglicht, fand Eli-
na Müller (SP, Kreuzlingen).
Eine erhöhte Erwerbstätigkeit
vonMüttern inZeitendesFach-
kräftemangels sei wünschens-
wert, sagtePascal Schmid (SVP,
Weinfelden). Die Familien soll-
ten ihre Rollenteilung frei wäh-
len dürfen.

UmGutscheine zu erhalten,
müssen Eltern einen Bedarf
nachweisen. Dabei besteht ein

grosser Spielraum etwa bezüg-
lich Einkommen, Arbeitspen-
sum und zum Betreuungstarif.
Bezüglich Tarifen spricht sich
der Regierungsrat zum Bedau-
ernvonMitmotionärinKristiane
Vietze (FDP, Frauenfeld) da-
gegen aus, denKitas eineOber-
grenze zu setzen, da dies den
Markt verzerre. Braunau setze
das System imRahmen der Re-
gioWilbereitsum, sagteMitmo-
tionär David Zimmermann
(SVP, Braunau). «Überrannt
wird man nicht – so viel zur Be-
ruhigung.»

Kinder sollen fremde Leute
nicht häufiger sehen als ihre El-
tern, forderte Marcel Wittwer
(EDU, Schocherswil). Mit der
Motion werde eine Forderung
des Kommunistischen Mani-
fests von Karl Marx umgesetzt:
die öffentliche unentgeltliche
ErziehungderKinder.RetoAm-
mann(GLP,Kreuzlingen)möch-
te in einemnächsten Schritt die
subjektorientierte Unterstüt-
zung auch bei Schulen prüfen.

Kantonsräte gönnen sich
keine Stellvertreter
Eine FDP-Kantonsrätinwarb vergeblich für eine
zukunftsfähige Lösung.

ThomasWunderlin

InmehrerenKantonsparlamen-
tenkönnenStellvertreter befris-
tet nachrücken,wennderAmts-
inhaber längereZeit ausfällt. Im
Thurgau wird das weiterhin
nicht möglich sein. Der Grosse
Rat hat eine Motion am Mitt-
wochmit 79 Nein zu 38 Ja bei 4
Enthaltungen abgelehnt.

MitdemAusruf«Was für ein
Chnorz, warum so kompli-
ziert?» wollte Cornelia Zecchi-
nel (FDP, Kreuzlingen) die Be-
denken vom Tisch wischen.
EineStellvertreterlösung sei zu-
kunftsfähig.DieKandidatensu-
che würde erleichtert, da ein
längerer Auslandsaufenthalt
durch ein Grossratsmandat
nicht unmöglichwerde.Brigitte
Kaufmann (FDP, Uttwil) zeigte
sich überzeugt, dass die Idee
dereinst umgesetzt werde. Laut
Ueli Keller (GP, Bischofszell,
Jahrgang 1990) würde eine
Stellvertreterlösung der Domi-
nanz der älteren Männer im

Grossen Rat entgegenwir-
ken.«Die jüngere Generation
hat eingespaltenesVerhältnis zu
Verbindlichkeit», entgegnete
Bruno Lüscher (FDP, Aadorf,
Jahrgang 1951). Die Grossrats-
sitzungen fänden ausnahmslos
ausserhalb der schulfreien Zeit
statt. VorzeitigeRücktrittewür-
den durch eine Stellvertreterlö-
sung nicht verhindert; diese er-
folgten zu über 90 Prozent aus
wahltaktischen Gründen. Die
SVP lehne die Motion ab, sagte
PriskaPeter (SVP,Münchwilen).
In Anspielung auf den ehemali-
gen Fraktionskollegen Marcel
Schenker fügte sie an:«DieSVP
weiss sehr gut, was es heisst,
wenn ein gewähltes Mitglied
währendeinerLegislatur fehlt.»

LautChristianMader (EDU,
Frauenfeld) wird das Hauptan-
liegenderMotionauf eidgenös-
sischer Ebene gelöst: Die Aus-
übung eines Parlamentsman-
dats soll nichtmehr zumWegfall
der Mutterschaftsentschädi-
gung führen.

DieMitmotionärin Kristiane Viet-
ze (FDP, Frauenfeld).

Bild: Andrea Tina Stalder
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